
Anlage 3 zum Waldumbauvertrag 
 

Auszüge aus gesetzlichen Bestimmungen im Wald 

Bundeswaldgesetz 

§ 9 Erhaltung des Waldes 
(1) Wald darf nur mit Genehmigung der nach Landesrecht zuständigen Behörde gerodet und 
in eine andere Nutzungsart umgewandelt werden (Umwandlung). Bei der Entscheidung über 
einen Umwandlungsantrag sind die Rechte, Pflichten und wirtschaftlichen Interessen des 
Waldbesitzers sowie die Belange der Allgemeinheit gegeneinander und untereinander abzu-
wägen. Die Genehmigung soll versagt werden, wenn die Erhaltung des Waldes überwiegend 
im öffentlichen Interesse liegt, insbesondere wenn der Wald für die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts, die forstwirtschaftliche Erzeugung oder die Erholung der Bevölkerung von 
wesentlicher Bedeutung ist. 
 

§ 10 Erstaufforstung 
(1) Die Erstaufforstung von Flächen bedarf der Genehmigung der nach Landesrecht zustän-
digen Behörde. Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn Erfordernisse der Raum-
ordnung und Landesplanung der Aufforstung entgegenstehen und ihnen nicht durch Aufla-
gen entsprochen werden kann. § 9 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

§ 11 Bewirtschaftung des Waldes 
(1) Der Wald soll im Rahmen seiner Zweckbestimmung ordnungsgemäß und nachhaltig be-
wirtschaftet werden. Durch Landesgesetz ist mindestens die Verpflichtung für alle Waldbesit-
zer zu regeln, kahlgeschlagene Waldflächen oder verlichtete Waldbestände in angemesse-
ner Frist  
1. wieder aufzuforsten oder 
2. zu ergänzen, soweit die natürliche Wiederbestockung unvollständig bleibt, 
falls nicht die Umwandlung in eine andere Nutzungsart genehmigt worden oder sonst zuläs-

sig ist. 

 

Landesforstgesetz NRW 

§ 39 Umwandlung (Zu § 9 Bundeswaldgesetz)  

(1) Jede Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart bedarf der Genehmigung 

durch die Forstbehörde. Soweit für die Umwandlung nach § 1 i. V. m. Anlage 1 Nr. 25 des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in Nordrhein-Westfalen (UVPG NW) eine 

Vorprüfung des Einzelfalls und eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, müs-

sen die Vorprüfung des Einzelfalles sowie die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprü-

fung den Anforderungen des UVPG NW entsprechen. Sofern die Genehmigung erforderlich 

ist für ein Vorhaben, für das nach Bundes- oder Landesrecht eine Umweltverträglichkeitsprü-

fung durchgeführt wird, kann die Genehmigung nur in einem Verfahren erteilt werden, dass 

den Anforderungen des UVPG NW entspricht; § 43 bleibt unberührt. 

 

§ 44 Pflicht zur Wiederaufforstung (Zu § 11 Bundeswaldgesetz) 

(1) Kahlflächen und stark verlichtete Waldbestände sind innerhalb von zwei Jahren wie-

der aufzuforsten oder zu ergänzen, falls nicht die Umwandlung in eine andere Nutzungsart 

genehmigt oder sonst zulässig ist. Im Einzelfall kann als Wiederaufforstung auch die flä-

chendeckende Entwicklung von Wald durch die natürliche Ansamung von Forstpflanzen von 

der Forstbehörde zugelassen werden. Auch bestimmte Formen der flächendeckenden Ent-
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wicklung von Wald durch Stockausschlag oder Wurzelbrut können von den Forstbehörden 

zugelassen werden. (2) Die Pflicht zur Wiederaufforstung oder Ergänzung umfasst auch die 

Verpflichtung, die Kulturen und Verjüngungen zu pflegen und zu schützen. 

(2) …. 

(3) Kommt der Waldbesitzer den Verpflichtungen nach Absatz 1 und 2 nicht nach, so 

kann die Forstbehörde die erforderlichen Maßnahmen anordnen. 

 

§ 70 Bußgeldvorschriften 

Ordnungswidrig handelt, wer… 

4. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 3 die Ertragskraft des Waldbodens durch Streunutzung, 

Plaggenhieb, Tiefenfräsung, Stockrodung oder Ganzbaumentnahme beeinträchtigt,  

4a. entgegen § 10 Abs. 2 Satz 1 ohne Genehmigung der Forstbehörde einen Kahlhieb oder 

eine diesem in der Wirkung gleichkommende Lichthauung auf mehr als zwei Hektar zusam-

menhängender Waldfläche innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren vornimmt oder entge-

gen § 10 Abs. 2 Satz 2 einen bestandsgefährdenden Kahlhieb oder eine diesem in der Wir-

kung gleichkommende Lichthauung vornimmt. 

5. ohne Genehmigung nach §39 Abs. 1 Wald in eine andere Nutzungsart umwandelt oder 

die Umwandlung gestattet, 

… 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro 

geahndet werden. 

 


